
Dr. Krause (CDU/DA):
Zum ersten, wenn ich diesen Staatsvertrag ausverhandeln 

darf, garantiere ich das. Ich denke, die Antwort ist deutlich ge­
nug.

Zum zweiten habe ich schon seit Monaten den Bauern, vor al­
len Dingen in Mecklenburg und Vorpommern, ich komme näm­
lich von dort, erklärt, und das war übrigens auch in der Regie­
rungserklärung deutlich geworden, daß die Eigentumsverhält­
nisse im Interesse unserer Bürger geregelt werden. Gezweifelt 
haben Sie daran. Nun muß ich Sie fragen, warum haben Sie Ih­
ren Glauben verloren?

Und zum dritten würde ich meinen, daß wir als souveräne 
DDR - und darauf legen wir Wert - diese Frage der Gesetzlich­
keit noch selbst zu regeln haben, und in einem entsprechenden 
2. Staatsvertrag wird im Bereich der Übergangsbedingungen 
diese entsprechende gesetzliche Regelung, wie sie in der politi­
schen Erklärung formuliert worden ist, dann zu manifestieren 
sein. Das kann man aber nicht innerhalb weniger Minuten oder 
Tage realisieren, auch nicht durch einen Satz ausdrücken, son­
dern dazu gehören noch mehr Informationen. - Ich würde bit­
ten, noch zwei Fragen.

Dr. Ringstorff (SPD):

Herr Krause, Sie haben gesagt, daß Sie die Ergebnisse der 
Bodenreform im Prinzip anerkennen, daß Sie das deutlich zum 
Ausdruck gebracht haben in den Regelungen, die zwischen bei­
den Regierungen getroffen wurden.

Ich lese aber, daß im Zusammenhang mit diesen Erklärun­
gen von etwaigen Entschädigungsleistungen gesprochen wird, 
die durch ein gesamtdeutsches Parlament entschieden werden 
können. Wissen Sie, daß das die deutschen Steuerzahler mit 
Größenordnungen von 60 Milliarden belasten könnte, wenn wir 
Entschädigungsleistungen etwa in Erwägung ziehen?

Dr. Krause (CDU/DA):

Kollege Ringstorff, ich muß Sie dann bitten, etwas weiter hin­
ten in der Erklärung nachzusehen. Unter 13. steht nämlich, wie 
auch die Finanzierung dieses Problems aussehen könnte. Da ist 
extra der Staatshaushalt ausgeschlossen. Also ist Ihre Argu­
mentation, daß es den Steuerzahler etwas kostet, falsch.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Eine letzte Zwischenfrage.

Dr. Ringstorff (SPD):

Woher sollen diese Mittel kommen?

Dr. Krause (CDU/DA):

Sie haben konkret von Steuern gesprochen. Steuern sind aus­
geschlossen.

(Dr. Ringstorff, SPD: Ich frage: Woher sollen diese 
Mittel kommen?)

Überlassen Sie das doch einem gesamtdeutschen Parlament!

(Heiterkeit bei der SPD, beim Bündnis 90/Grüne 
und bei der PDS)

Die Frage kann ich doch hier nicht beantworten. Das ist doch 
eindeutig!

(Dr. Ringstorff, SPD: Herr Krause, wir haben uns 
in den Koalitionsverhandlungen geeinigt, daß wir 
die Ergebnisse der Bodenreform ohne Wenn und 
Aber anerkennen.)

Ich habe eine klare Antwort gegeben, daß in der Erklärung 
geregelt ist, daß diese Frage in einem gesamtdeutschen Parla­
ment außerhalb des Staatshaushalts geregelt wird, und Ihre zu­
sätzliche Frage, ob ich wüßte, woher das Geld kommt, kann ich 
nicht beantworten. Damit würde ich die Frage als ausreichend 
beantwortet ansehen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:
Eine letzte Zwischenfrage.

Frau Dr. Albrecht (PDS):

Herr Krause, ich bin immer sehr froh darüber, wenn Sie be­
grüßen, daß die Ergebnisse der Bodenreform anerkannt wer­
den. Es stand ja auch so in der Regierungserklärung, und vor 
dem Finanzausschuß hatten Sie das auch gesagt.

Meinen Sie nicht, daß es die Glaubwürdigkeit dieser Regie­
rung und dieses Hohen Hauses festigen würde, im Vertrauen 
auch vor allem zu unseren Bäuerinnen und Bauern, wenn in 
den Verfassungsgrundsätzen dieser eine Satz bereits drin 
steht? Das würde die Rechtssicherheit wesentlich erhöhen.

(Beifall, vor allem bei der PDS)

Dr. Krause (CDU/DA):

Wir haben uns in den Verhandlungen mit der Bundesrepu­
blik Deutschland darauf geeinigt, in entsprechenden gesetzli­
chen Regelungen die politische Erklärung umzusetzen, und ich 
denke, daß Sie in uns genug Vertrauen haben können,

(Zwischenrufe: Nein!) 

daß wir das Gesetz realisieren.

Diejenigen, die jetzt Nein sagen, haben mir noch vor Wochen 
vorgeworfen, daß wir die Ergebnisse der Bodenreform gar 
nicht durchsetzen können gegenüber unseren politischen 
Freunden in der Bundesrepublik Deutschland.

(Unruhe und Zwischenrufe)

Ich habe deutlich gemacht, daß wir in gemeinsamen Ver­
handlungen, die auch im Rahmen des 2. Staatsvertrages zu täti­
gen sind, dieses Problem realisieren werden. Sie drängen doch 
sonst nicht so auf die Zeit.

(Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner: Ge­
statten Sie noch eine Zwischenfrage?)

Zwischenfrage:

Ich habe eine angenehme Zwischenfrage. Ich habe bis jetzt 
noch kein Gesetz in der Bundesrepublik mitgestaltet. Bis jetzt 
habe ich alle hier gestaltet. Danke schön.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Als nächster spricht der Abgeordnete Hildebrand.

Hildebrand (Bündnis 90/Grüne):

Ich möchte nur vorschlagen, daß in dem beantragten Ergän­
zungssatz das Wort „demokratisch“ gestrichen wird. Vielleicht 
wird sich der Einbringer damit einverstanden erklären.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Solche Abänderungsanträge müssen, wenn sie verhandelt 
werden sollen, schriftlich gestellt werden. Sonst sind sie nur 
Meinungsäußerungen. Ich weise darauf hin.

Der Ministerpräsident hat das Wort.

Ministerpräsident de Maiziere:
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte Ihnen 

empfehlen, diesem Abänderungsantrag nicht zuzustimmen.

(Vereinzelt Heiterkeit)

Das Anliegen - ich versuche, es zu begründen, bevor Geläch­
ter angezeigt ist -, das Anliegen des Antrages von DBD/DFD 
ist mir durchaus verständlich. Es ist Gegenstand ausreichen­
der Diskussion gewesen, es ist Gegenstand unserer Regie­
rungserklärung. Doch schauen Sie auf den Titel dieses Geset­
zes: Gesetz zur Änderung und Ergänzung der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik. Und wir haben heute 
darüber diskutiert, welches der richtige Weg in die deutsche 
Einheit ist, nämlich der gemäß Artikel 23 des Grundgesetzes.

Wenn Sie also hier die Bodenreformergebnisse in diesem Ge­
setz festschreiben, wird dieses Festgeschriebene mit dem Zeit­
punkt des Beitritts untergehen, rechtlich nicht relevant sein.
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